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Richtlinie der Sozialbehörde zur Gewähr- 
ung von Stipendien und Zuschüssen zur 
Förderung der Anerkennung im Ausland 

erworbener Berufsqualifikationen und von 
Fachkräftepotenzialen in der Berufsaus- 

bildung (Stipendienprogramm)
1.	 Förderungszweck, Rechtsgrundlage

Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt auf der 
Grundlage dieser Richtlinie gemäß § 46 der Landes-
haushaltsordnung und der hierzu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften Fördermittel an Personen, die eine 
Anerkennung oder Feststellung der Gleichwertigkeit 
ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen in 
Deutschland (nachfolgend Anerkennung) anstreben, 
um entsprechend ihrer Qualifikation arbeiten zu kön-
nen.
Im Rahmen der Fachkräftestrategie des Senats werden 
auch Auszubildende gefördert, die auf Grund einer 

Teilzeitausbildung erhöhte finanzielle Bedarfe haben 
und Auszubildende, die auf Grund ihres Alters oder 
ihrer Nationalität von Förderinstrumenten des Bundes 
ausgeschlossen sind.

Die Förderung soll dazu beitragen, den Fachkräftebe-
darf auf dem Hamburger Arbeitsmarkt zu decken. Sie 
wird nachrangig gewährt, wenn die Antragstellerin 
oder der Antragsteller die Kosten für das Anerken-
nungsverfahren nicht aus eigenen Mitteln finanzieren 
oder während einer Ausgleichsmaßnahme oder Berufs-
ausbildung Einkommensverluste nachweisen kann  
und Mittel des Berufsausbildungsförderungsgesetzes 
(BAföG), der Arbeitsförderung Sozialgesetzbuch (SGB) 
Drittes Buch (III) oder Mittel der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (SGB II) nicht gewährt werden.

Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers auf Gewährung von Fördermitteln besteht nicht. 
Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle auf Grund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

I n h a l t :
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2.	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Förderung von Anerkennungsverfahren

(1) Förderfähig sind Kosten, die durch ein Anerken-
nungsverfahren bzw. ein Verfahren zur Feststellung 
der Gleichwertigkeit (nachfolgend Anerkennungsver-
fahren) entstehen. Im Einzelnen sind folgende Kosten 
förderfähig:

a)	 Kosten für Übersetzungen,

b)	 Gebühren und Auslagen für Anerkennungsverfah-
ren.

(2) Förderfähig sind auch Kosten für die Durchfüh-
rung von Ausgleichsmaßnahmen bei reglementierten 
Berufen (Anpassungslehrgang, Eignungsprüfung, 
Kenntnisprüfung) sowie vergleichbare Maßnahmen 
bei nicht reglementierten Berufen, wenn sie wesentli-
che Unterschiede der nachgewiesenen Berufsqualifika-
tion aus dem Ausland gegenüber dem erforderlichen 
inländischen Referenzberuf ausgleichen. Förderfähig 
sind auch Kosten, die mit der Ausgleichsmaßnahme 
oder der vergleichbaren Maßnahme bei unreglemen-
tierten Berufen im engen Zusammenhang stehen. Im 
Einzelnen sind folgende Kosten förderfähig:

a) 	 Kosten für Anpassungslehrgänge sowie vergleich-
bare Maßnahmen bei nicht reglementierten Beru-
fen,

b) 	Kosten für Kenntnis- bzw. Eignungsprüfungen und 
Vorbereitungskurse auf diese,

c) 	 Kosten für Lernmittel bis zu einer Höhe von 300,– 
Euro pro Person. Ausnahmen von dieser Deckelung 
müssen ausführlich begründet und genehmigt wer-
den.

d) 	Fahrtkosten für das günstigste regelmäßig verkeh-
rende öffentliche Verkehrsmittel (2. Klasse),

e) 	 Kinderbetreuungskosten, soweit der Umfang der 
kostenlos zur Verfügung stehenden Kinderbetreu-
ung nicht ausreichend ist (Nachrangigkeit).

(3) Förderfähig sind Kosten für Sprachkurse, wenn sie 
oberhalb des Niveaus B1 liegen und nicht überwiegend 
dem bloßen Erwerb oder der Verbesserung allgemeiner 
deutscher Sprachkenntnisse dienen und für die Aus-
übung des Berufes ein bestimmtes Deutschniveau 
rechtlich notwendig ist. Voraussetzung für eine Förde-
rung ist, dass die folgenden Niveaustufen B2, C1 und 
C2 in jeweils 400 Unterrichtseinheiten erfolgreich 
absolviert werden. Gelingt dies nicht, ist eine weitere 
Förderung ausgeschlossen.

Unterrichtseinheiten, die auf Grund nachgewiesener 
Krankheit, Mutterschutz oder Elternzeit nicht in 
Anspruch genommen werden konnten, bleiben unbe-
rücksichtigt. Die Prüfungsgebühren für das jeweils 
höhere Sprachniveau sind grundsätzlich zweimal för-
derfähig, im Falle des vorzeitigen Ablegens der Prüfun-
gen ausnahmsweise dreimal. Förderfähig ist der Erwerb 
eines Sprachzertifikates auch, wenn dieses vorhanden, 
aber älter als vier Jahre ist und eine zuständige Stelle 
oder der Träger einer Anpassungsmaßnahme dies für 
erforderlich hält. Einzelunterricht bedarf der Zustim-
mung der Sozialbehörde.

a) 	 Sprachkurse mit über 400 Unterrichtseinheiten 
sind nur dann förderfähig, wenn diese auf einzelne 
Berufsgruppen im Zusammenhang mit Verfahren 
zur Berufsanerkennung ausgerichtet sind und sich 
an den Vorgaben der für die berufliche Anerken-
nung zuständigen Stellen orientieren. Hier können 

bis zu 600 Unterrichtseinheiten gefördert werden. 
Es gelten die Regelungen des § 13 DeuFöV.

(4) Als Stipendium förderfähig sind Kosten zur Unter-
stützung bei der Sicherung des Lebensunterhalts im 
Falle nachgewiesener Einkommensverluste auf Basis 
der dauerhaften Einkünfte der vorangegangenen sechs 
Monate für Personen, die an Ausgleichsmaßnahmen, 
förderfähigen Sprachkursen oder vergleichbaren Maß-
nahmen bei unreglementierten Berufen teilnehmen. 
Der Nachweis von Einkommensverlusten entfällt, 
sofern die Personen in den letzten sechs Monaten Frei-
willigendienste nach dem Bundesfreiwilligengesetz 
oder dem Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilli-
gendiensten absolviert haben, oder als Au-Pair tätig 
waren.

2.2	 Förderung von Berufsausbildungen

(1) Die Förderung bezieht sich auf eine der folgenden 
beruflichen Ausbildungen:

a) 	 einer dualen beruflichen Ausbildung,

b) 	einer vollqualifizierenden Ausbildung in einer 
Berufsfachschule,

c) 	 einer Aufstiegsfortbildung gemäß Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetz (AFBG – „Meister BAföG“).

(2) Förderumfang

a) 	 Im Einzelnen sind folgende Kosten förderfähig:

aa) � Kurs- oder Schulgebühren,

ab) � Kinderbetreuungskosten, soweit der Umfang 
der kostenlos zur Verfügung stehenden Kinder-
betreuung nicht ausreichend ist (Nachrangig-
keit).

b) 	Als Stipendium förderfähig sind Kosten zur Unter-
stützung bei der Sicherung des Lebensunterhalts im 
Falle nachgewiesener Einkommensverluste auf 
Basis der dauerhaften Einkünfte der vorangegange-
nen sechs Monate für Personen, die eine der vorge-
nannten Ausbildungen absolvieren. Diese Förder-
leistungen dienen damit ausschließlich der Siche-
rung von beruflichen Ausbildungsverhältnissen 
und insoweit nicht demselben Zweck wie Leistun-
gen nach dem SGB II.

3.	 Antragsberechtigte

3.1	 Antragsberechtigte zu Förderungen nach 2.1 (Aner-
kennungsverfahren)

Antragsberechtigt sind

(1) Personen mit einer im Ausland erworbenen Berufs-
qualifikation, die in Hamburg seit mindestens drei 
Monaten mit Hauptwohnsitz gemeldet sind;

(2) als arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldet sind, 
bzw. nachweisen, unterhalb ihrer im Ausland erworbe-
nen Berufsqualifikation beschäftigt zu sein, oder sich 
auf Grund ihres Aufenthaltstitels noch nicht arbeitssu-
chend melden können und

(3) deutsche Staatsbürger oder Staatsangehörige ande-
rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unions-
bürger) sind oder über einen Aufenthaltstitel nach dem 
AufenthG oder eine Aufenthaltsgestattung nach § 55 
des Asylverfahrensgesetzes verfügen sowie Geduldete, 
sofern konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendi-
gung nicht bevorstehen und die Legitimation des 
Antragstellers den Geldwäschegesetzen entspricht. 
Gegebenenfalls erfolgt eine Einzelfallprüfung.
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3.2	 Antragsberechtigte zu Förderungen nach 2.2 (Berufs-
ausbildung)

Antragsberechtigt sind Personen, bei denen mindes-
tens eines der folgenden Kriterien erfüllt ist:

(1) Personen, die eine Teilzeitausbildung absolvieren;

(2) Personen, die auf Grund ihrer Nationalität oder 
ihres Aufenthaltsstatus dem Grunde nach keinen 
Anspruch auf Leistungen des Berufsausbildungsförde-
rungsgesetzes (BAföG) oder Berufsausbildungsbeihilfe 
haben;

(3) Personen, die auf Grund ihres Alters dem Grunde 
nach keinen Anspruch auf Leistungen des Berufsaus-
bildungsförderungsgesetzes (BAföG) oder Berufsaus-
bildungsbeihilfe haben.

4.	 Förderungsvoraussetzungen

Die Förderungen nach dieser Richtlinie sind nachran-
gig zu anderen Bundes- oder Länderförderungen zu 
gewähren.

4.1	 Fördervoraussetzungen zu Förderungen nach 2.1 
(Anerkennungsverfahren)

Voraussetzung für eine Förderung ist, dass

(1) nach Einschätzung der Zentralen Anlaufstelle Aner-
kennung (ZAA) die Anerkennung die Chancen zur 
Aufnahme einer der Berufsqualifikation entsprechen-
den Beschäftigung sowie zur eigenständigen Sicherung 
des Lebensunterhaltes langfristig verbessern wird;

(2) eine der folgenden Fallkonstellationen zutrifft:

a) 	 nach Einschätzung der ZAA kann die benötigte 
Förderung nicht im Rahmen der §§ 44, 45, 81 SGB 
III beziehungsweise § 16 SGB II in Verbindung mit 
SGB III erfolgen, weil die Antragstellerin/der 
Antragsteller glaubhaft macht, keinen Anspruch auf 
Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB III zu haben 
oder

b) 	nach Einschätzung der ZAA kann die benötigte 
Förderung nicht im Rahmen der §§ 45, 81 SGB III 
beziehungsweise § 16 SGB II in Verbindung mit 
SGB III erfolgen, weil zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung keine dem Förderbedarf entsprechende, 
nach AZAV zertifizierte Maßnahme existiert oder

c) 	 die benötigte Förderung kann nicht im Rahmen der 
§§ 44, 45, 81 SGB III beziehungsweise § 16 SGB II in 
Verbindung mit SGB III erfolgen und die Antrag-
stellerin/der Antragsteller weist dies durch schriftli-
che Ablehnungsbescheide der Agentur für Arbeit 
oder von Jobcenter team.arbeit.hamburg nach.

4.2	 Fördervoraussetzungen zu Förderungen nach 2.2 
(Berufsausbildung)

Voraussetzung für eine Förderung ist, dass

(1) der Ausbildungsort in Hamburg liegt;

(2) die Antragstellerin oder der Antragsteller über kei-
nen in Deutschland erworbenen Berufsabschluss oder 
ein in Deutschland abgeschlossenes Hochschulstu-
dium (Bachelor- oder Bakkalaureus-Studiengang) ver-
fügt;

(3) die Antragstellerin oder der Antragsteller die Aus-
bildung nicht oder nicht vollständig aus eigenen Mit-
teln finanzieren kann und

(4) die Antragstellerin oder der Antragsteller durch 
schriftliche Nachweise der jeweils zuständigen Stelle 
nachweist, dass gesetzliche Förderleistungen und 
gesetzliche Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes (insbesondere Leistungen nach BAföG, §§ 59 ff 

SGB III und § 27 SGB II) nicht gewährt werden (Nach-
rangigkeit).
Antragstellerinnen oder Antragsteller, die über einen 
im Ausland erworbenen Berufsabschluss verfügen, 
haben grundsätzlich ihre Berufsanerkennung anzustre-
ben. Eine Zweitausbildung kann nur gefördert werden, 
wenn das Anerkennungsverfahren nicht zur vollen 
Gleichwertigkeit führt.

5.	 Art und Umfang der Förderung
5.1	 Förderungsart

Gewährt werden:
(1) Stipendien als laufende Auszahlungen hälftig in 
Form zinsloser Darlehen und nicht-rückzahlbarer 
Zuschüsse und gegebenenfalls eines nicht-rückzahlba-
ren Kinderzuschlages und
(2) nicht-rückzahlbare Einmalzuschüsse und zinslose 
Darlehen zu den unter 2 genannten Kosten.

5.2	 Finanzierungsart
Die Förderung erfolgt jeweils als Festbetragsfinanzie-
rung.

5.3	 Umfang der Förderung
(1) Stipendium:
Die Höhe des Stipendiums richtet sich nach den 
Bestimmungen zur Ermittlung1) des elternunabhängi-
gen BAföG für ein Hochschulstudium nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz. Abweichend von den 
Bestimmungen des BAföG wird das dauerhafte tatsäch-
liche Einkommen der vorangegangenen sechs Monate 
vor Beginn der Maßnahme zu Grunde gelegt. Das Sti-
pendium ist abhängig von der Dauer der Ausgleichs-
maßnahme, der vergleichbaren Maßnahme bei unregle-
mentierten Berufen oder der Berufsausbildung. Es wird 
in Fällen nach 2.1 (Anerkennungsverfahren) längstens 
für drei Jahre und in Fällen nach 2.2 (Berufsausbil-
dung) längstens für die Dauer der Berufsausbildung 
gewährt. Das Stipendium wird bis zum Ablauf des 
Monats gezahlt, in dem die Berufsausbildung oder die 
Maßnahme tatsächlich enden. Sofern Anerkennungs-
verfahren oder Berufsausbildungen unterbrochen wer-
den, besteht für diesen Zeitraum kein Anspruch auf 
Förderung. Die Unterbrechungszeiten werden nicht 
auf den Förderzeitraum angerechnet. Die Höhe des 
Stipendiums wird von der Investitions- und Förder-
bank Hamburg (IFB) festgelegt.
Ein Hinzuverdienst ist möglich und wirkt sich nicht 
auf die Höhe des Stipendiums aus, solange die Summe 
der Förderung durch das Stipendium und das durch 
Hinzuverdienst erzielte tatsächliche Einkommen das 
Einkommen vor der Gewährung des Stipendiums nicht 
überschreitet.
(2) Einmalzuschüsse und zinslose Darlehen:
Die Finanzierung von anerkannten förderungsfähigen 
Kosten im Anerkennungsverfahren bzw. für die Berufs-
ausbildung erfolgt vorrangig durch Einmalzuschüsse, 
begrenzt auf höchstens 4000,– Euro pro geförderter 
Person. Einmalzuschüsse unter 100,– Euro werden 
nicht bewilligt.
Fallen höhere anerkannte förderungsfähige Kosten an, 
kann ergänzend ein zinsloses Darlehen bis zur Höhe 
von 6000,– Euro bewilligt werden.
Im Anerkennungsverfahren kann das zinslose Darle-
hen auf maximal 10 000,– Euro erhöht werden, wenn 

1)	 Weitere Informationen sind z. B. zu finden unter:  
www.bafoeg-rechner.de/rechner
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die anerkannten förderfähigen Kosten dies für das 
Anerkennungsverfahren zwingend erfordern.

Die Höhe des Einmalzuschusses und des zinslosen 
Darlehens wird von der IFB im Bewilligungsverfahren 
festgesetzt.

Werden keine Stipendien gewährt, darf für die Bewilli-
gung von Kosten für Anerkennungsverfahren, Aus-
gleichsmaßnahmen und Sicherung der Berufsausbil-
dung das Bruttoeinkommen des Antragstellers im Jahr 
der Förderung einen Betrag von 26 000,– Euro nicht 
überschreiten. Maßgeblich ist die Summe der positiven 
Einkünfte im Sinne von § 2 Absätze 1 und 2 des Ein-
kommenssteuergesetzes. Ist der Antragsteller verheira-
tet oder verpartnert, sind die Einkünfte des Ehegatten/
Lebenspartners einzurechnen, die Bruttoeinkommens-
grenze erhöht sich gleichzeitig auf 40 000,– Euro. Es 
reduzieren sich die Einkünfte um die nachgewiesenen 
Kinderfreibeträge. Ein Ausgleich mit Verlusten aus 
anderen Einkunftsarten bzw. mit Verlusten des zusam-
menveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Die Höhe 
des Einmalzuschusses wird von der IFB festgelegt.

Das Vermögen des Antragstellers ist anzurechnen, 
soweit es den Betrag von 10 000,– Euro zuzüglich 
3000,– Euro für den Ehegatten oder Lebenspartner und 
jedes Kind überschreitet.

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Antragstellung muss grundsätzlich vor Beginn des 
Vorhabens erfolgen. Ein Vorhabenbeginn ist dann 
gegeben, wenn bereits vor Antragstellung ohne Zustim-
mung der Beratungsstelle verbindliche Verpflichtun-
gen eingegangen wurden. Es ist das Vorhabenziel, den 
etwaigen Abbruch einer Berufsausbildung bzw. einer 
Ausgleichsmaßnahme nach § 2.1 Absatz 2 zu vermei-
den. In diesen Fällen kann die Förderungsgewährung 
rückwirkend zum Datum der Antragstellung erfolgen.

Die Gewährung der Zuwendung kann mit der Auflage 
verbunden werden, dass die/der Förderungsempfan-
gende sich verpflichtet, während des Förderzeitraums 
eine geeignete Beratung in Anspruch zu nehmen und 
dies nachzuweisen.

7.	 Verfahren

7.1	 Beratungs- und Antragsverfahren in Fällen nach 2.1 
(Anerkennungsverfahren)

Die Beratung zu Förderungen und zur Antragstellung 
nach 2.1 erfolgt durch das Diakonische Werk Ham-
burg, Zentrale Anlaufstelle Anerkennung (ZAA). Die 
ZAA berät ebenfalls zu Anerkennungsverfahren in 
Hamburg, stellt den Kontakt zur zuständigen Aner-
kennungsstelle in Hamburg her, nimmt die Anträge 
auf Gewährung der Förderung entgegen und berät zu 
alternativen Fördermöglichkeiten. Nach einer Vorprü-
fung auf Vollständigkeit, Plausibilität und Förderfä-
higkeit (gemäß den Fördervoraussetzungen unter 4.1) 
werden die Anträge von dort mit einer entsprechenden 
fachkundigen Stellungnahme (inklusive einer Berech-
nung der Förderhöhe) an die IFB zur Prüfung, Ent-
scheidung und Bescheiderteilung weitergeleitet.

Bei der Gewährung eines Stipendiums schließt die IFB 
darüber hinaus einen Darlehensvertrag mit dem/der 
Förderungsempfangenden ab.

Die Antragstellung erfolgt auf einem Vordruck der 
IFB.

Dem Antrag müssen in jedem Fall die folgenden Unter-
lagen beigefügt werden:

(1) Identitätsnachweis (in der Regel Pass oder Personal-
ausweis);

(2) gegebenenfalls Kopie des Aufenthaltstitels, der Dul-
dung oder der Aufenthaltsgestattung nach § 55 des 
Asylverfahrensgesetzes;

(3) Selbstauskunft des Antragstellers oder der Antrag-
stellerin zu den Vermögensverhältnissen gemäß Vor-
druck der IFB;

(4) Erklärung zu den Einkommensverhältnissen des 
Antragstellers oder der Antragstellerin vor und wäh-
rend des Förderzeitraums gemäß Vordruck der IFB 
nebst dazugehörigen Nachweisen. Hierzu gehören auch 
Kopien der Leistungsbescheide, sofern bei Antragstel-
lung bereits andere öffentliche Leistungen bezogen 
werden (z. B. Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II, 
Wohngeld, BAB, BAföG).

Folgende Unterlagen sind ergänzend vorzulegen, wenn 
eine Förderung des Anerkennungsverfahrens vor 
Erteilung eines Feststellungsbescheides beantragt 
wird:

(5) Nachweis über einschlägige Berufserfahrungen oder 
sonstiger im Ausland erworbener Ausbildungsnach-
weise (beglaubigte und übersetzte Zeugnisse usw.);

(6) tabellarische Aufstellung einschlägig absolvierter 
Ausbildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätig-
keit in deutscher Sprache;

(7) Einschätzung der ZAA, ob das Anerkennungsver-
fahren die Chancen zur Aufnahme einer der Berufsqua-
lifikation entsprechenden Beschäftigung sowie der 
eigenständigen Sicherung des Lebensunterhaltes lang-
fristig verbessern wird;

(8) schriftliche Erklärung durch die Agentur für Arbeit 
Hamburg oder Jobcenter team.arbeit.hamburg, dass 
eine Förderung im Rahmen des Vermittlungsbudgets 
nach § 44 SGB III nicht erfolgen kann.

Folgende Unterlagen sind ergänzend vorzulegen, wenn 
eine Förderung von Ausgleichsmaßnahmen oder ver-
gleichbaren Maßnahmen bei unreglementierten Beru-
fen nach Erteilung eines Feststellungsbescheides bean-
tragt wird:

(9) Einschätzung der ZAA, ob die Ausgleichsmaß-
nahme oder eine vergleichbare Maßnahme bei unregle-
mentierten Berufen die Chancen zur Aufnahme einer 
der Berufsqualifikation entsprechenden Beschäftigung 
sowie der eigenständigen Sicherung des Lebensunter-
haltes langfristig verbessern wird;

(10) Bescheid der zuständigen Stelle und genaue 
Beschreibung der geplanten Ausgleichsmaßnahme und 
Aufstellung der damit verbundenen Kosten.

Die Vorprüfung der Förderungswürdigkeit von Förde-
rungen nach 2.1 erfolgt durch das Diakonische Werk 
Hamburg, das im Bedarfsfall weitere Unterlagen vom 
Antragsteller anfordern kann.

7.2	 Antragsverfahren in Fällen nach 2.2 (Berufsausbil-
dung)

Die Antragstellung zu Förderungen nach 2.2 erfolgt 
durch den Antragsteller direkt bei der IFB.

Die Antragstellung erfolgt auf einem Vordruck der 
IFB. Dem Antrag müssen in jedem Fall die folgenden 
Unterlagen beigefügt werden:

(1) Identitätsnachweis (in der Regel Pass oder Personal-
ausweis);
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(2) gegebenenfalls Kopie des Aufenthaltstitels, der Dul-
dung oder der Aufenthaltsgestattung nach § 55 des 
Asylverfahrensgesetzes;
(3) der Ausbildungsvertrag oder eine Bescheinigung 
über eine vollqualifizierende Ausbildung in einer 
Berufsfachschule oder für eine Aufstiegsfortbildung;
(4) Ablehnungsbescheide BAB und BAföG oder ent-
sprechend geeignete Nachweise, aus denen hervorgeht, 
dass kein Anspruch auf diese Leistungen besteht;
(5) Selbstauskunft des Antragstellers oder der Antrag-
stellerin zu den Vermögensverhältnissen gemäß Vor-
druck der IFB;
(6) Erklärung zu den Einkommensverhältnissen des 
Antragstellers oder der Antragstellerin vor und wäh-
rend des Förderzeitraums gemäß Vordruck der IFB 
nebst dazugehörigen Nachweisen. Hierzu gehören auch 
Kopien der Leistungsbescheide, sofern bei Antragstel-
lung bereits andere öffentliche Leistungen bezogen 
werden (z. B. Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II, 
Wohngeld, BAB, BAföG);
(7) Mietvertrag;
(8) Nachweis über gegebenenfalls beantragte Kurs- 
oder Schulgebühren bzw. Kinderbetreuungskosten.

7.3	 Bewilligung/Auszahlung/Rückzahlung
Über die Förderanträge entscheidet die IFB im Auftrag 
der Sozialbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Bewilligungsbescheid und Darlehensvertrag regeln das 
Verfahren im Einzelnen.
7.3.1 � Auszahlungen
(1) Stipendium
Die Auszahlung beginnt mit Beginn der Ausgleichs-
maßnahme, der vergleichbaren Maßnahme bei unregle-
mentierten Berufen, der Berufsausbildung oder einem 
anderweitig vertraglich vereinbarten Termin. Die Aus-
zahlungen erfolgen monatlich. Die Auszahlungen 
enden in Förderfällen nach 2.1 (Anerkennungsverfah-
ren) spätestens nach drei Jahren. In Förderfällen nach 
2.2 (Berufsausbildung) enden die Auszahlungen spätes-
tens mit dem Ende der Berufsausbildung. Schließt sich 
in Förderfällen nach 2.1 (Anerkennungsverfahren) an 
das tatsächliche Ende der Ausgleichsmaßnahme nicht 
unmittelbar ein Prüfungstermin an, wird das Stipen-
dium für die Zeitspanne zwischen dem Ende der Aus-
gleichsmaßnahme und dem nächstmöglichen Prü-
fungstermin verlängert, jedoch maximal bis zum Ablauf 
des zweiten Monats nach dem Ende der Ausgleichs-
maßnahme. Ein Nachweis über den nächstmöglichen 
Prüfungstermin ist der IFB-Hamburg vorzulegen.
(2) Einmalzuschüsse/zinslose Darlehen
Die Auszahlung der bewilligten Mittel erfolgt durch 
die IFB auf Anforderung auf Vordruck der IFB vor 
dem Termin, zu dem sie für den Zuwendungszweck 
benötigt werden. Die Kurs- und Prüfungsgebühren 
werden zur Verfahrenserleichterung in der Regel von 
der IFB direkt an das durchführende Institut überwie-
sen.
7.3.2 � Rückzahlung des Darlehens
Die Darlehen nach Punkt 5.3 Absatz 1 und 5.3 Absatz 2 
werden, mit Ausnahme der letzten Rate, mit monatlich 
130,– Euro zurückgezahlt. Nach vollständiger Rück-
zahlung des Darlehens für das Stipendium (Punkt 5.3 
Absatz 1) beginnt die Rückzahlung des Darlehens für 
die Kosten des Anerkennungsverfahrens (Punkt 5.3 
Absatz 2). Die Rückzahlung beginnt ein Jahr nach 
Beendigung des Anpassungslehrgangs/der Berufsaus-

bildung. Sofern kein Anpassungslehrgang bzw. keine 
Ausbildung absolviert und kein monatliches Stipen-
dium gewährt wurde, ist für die Rückzahlung von zins-
losen Darlehen das Datum der Anerkennungsentschei-
dung bzw. das Datums des Abbruchs der Maßnahme 
maßgeblich.

7.4	 Tatsächliches Einkommen während des Stipendiums

Der IFB ist unverzüglich nach Abschluss des Anpas-
sungslehrgangs/der Berufsausbildung eine Erklärung 
über das tatsächliche Einkommen während des Stipen-
diums auf Vordruck der IFB unter Beifügung geeigne-
ter Nachweise vorzulegen (z. B. Gehaltsabrechnungen, 
Leistungsbescheide). Wenn das tatsächlich erzielte 
Einkommen über dem vor Antragstellung prognosti-
zierten Einkommen liegt, werden zu viel erhaltene 
Fördermittel zurückgefordert.

7.5	 Vorzeitige Beendigung der Förderung

Die Förderung nach dieser Richtlinie endet, sobald die/
der Förderungsempfangende einen Anspruch auf För-
dermittel des Bundes erwirkt, die dem gleichen Zweck 
wie die Fördermittel dieser Richtlinie dienen. Dies 
sind insbesondere Leistungen des Berufsausbildungs-
förderungsgesetzes (BAföG) oder Berufsausbildungs-
beihilfe. Die Pflicht zur Rückzahlung von Darlehen 
gemäß Nummer 7.3.2 bleibt hiervon unberührt.

7.6	 Verwendungsnachweisverfahren

Die/der Förderungsempfangende ist verpflichtet, bei 
Maßnahmen der Erfolgskontrolle durch die Sozialbe-
hörde, der IFB oder durch sie beauftragte Dritte mitzu-
wirken. Sofern die/der Förderungsempfangende seiner 
Mitwirkungspflicht nicht nachkommt, können die 
bereits gewährten Fördermittel widerrufen werden.

7.6.1 � Verwendungsnachweisverfahren Anerkennungs-
verfahren

Über die regelmäßige Teilnahme an der geförderten 
Fortbildung ist bei Maßnahmenende unaufgefordert 
ein Nachweis zu erbringen. Die IFB ist berechtigt, bei 
längeren Fortbildungsmaßnahmen zwischenzeitliche 
Nachweise anzufordern. Die IFB ist nach dem Vorlie-
gen der Anerkennungsentscheidung unverzüglich und 
unaufgefordert über die Selbige zu informieren. Die 
Information der IFB erfolgt schriftlich unter Vorlage 
geeigneter Nachweise.

7.6.2 � Verwendungsnachweisverfahren Berufsausbildung

Nach Beendigung der Berufsausbildung hat die/der 
Förderungsempfangende der IFB unaufgefordert einen 
Nachweis zu erbringen, aus dem die Beendigung der 
Berufsausbildung hervorgeht. In Fällen, in denen die 
Berufsausbildung vorzeitig abgebrochen wird, sich ver-
kürzt oder verlängert, hat die/der Förderungsempfan-
gende die IFB unverzüglich zu informieren.

7.6.3 � Verwendungsnachweisverfahren IFB

Die IFB stellt der Sozialbehörde jährlich die nachste-
henden Kennzahlen zur Verfügung.

(1) Anzahl der Förderungsempfangenden, die eine 
Voll- oder Teilanerkennung oder Feststellung der 
Gleichstellung ihrer im Ausland erworbenen Berufs-
qualifikation erreicht haben.

(2) Anzahl der Förderungsempfangenden, die keine 
Anerkennung oder Feststellung der Gleichstellung 
ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikation 
erreicht haben.

(3) Anzahl der Förderungsempfangenden, die erfolg-
reich eine Berufsausbildung abgeschlossen haben.
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(4) Anzahl der Förderungsempfangenden, die ihre 
Berufsausbildung nicht erfolgreich abschließen konn-
ten.

Darüber hinaus berichtet die IFB der Sozialbehörde 
quartalsweise schriftlich über die ausgesprochenen 
Bewilligungen und Auszahlungen entsprechend der 
Anforderung der Sozialbehörde. Näheres vereinbaren 
Sozialbehörde und IFB im Rahmen einer gesondert zu 
schließenden Durchführungsvereinbarung.

Auf Grundlage dieser Kennzahlen soll eine kontinuier-
liche Erfolgsmessung und -bewertung sowohl der Maß-
nahme als auch des Förderprogramms ermöglicht wer-
den.

7.7	 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prü-
fung der Verwendung und die gegebenenfalls erforder-
liche Rückforderung der gewährten Mittel gelten die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-P) der 
Anlage 2 VV zu § 46 LHO, soweit nicht in diesen För-
derrichtlinien Abweichungen zugelassen sind, und das 
Hamburgische Verwaltungsverfahrensgesetz.

8.	 Inkrafttreten

Diese Förderrichtlinie tritt am 1. Januar 2021 in Kraft 
und ist bis zum 31. Dezember 2021 befristet.

Hamburg, den 11. Dezember 2020

Die Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, 
Familie und Integration (Sozialbehörde)

Amtl. Anz. S. 2549

Freistellung der öffentlich geförderten 
Wohnungen in den Stadtteilen 

Mümmelmannsberg, Neuallermöhe-West, 
Steilshoop und Wilhelmsburg

Die bestehenden Freistellungsregelungen für die Ge
biete Neuallermöhe-West, Mümmelmannsberg, Steilshoop 
und Wilhelmsburg werden bis zum Ablauf des 30. Juni 2021 
verlängert.

Die Freistellung in den genannten Gebieten

–	 Neuallermöhe-West, Mümmelmannsberg und Steils
hoop (siehe anliegendes Straßenverzeichnis) und

–	 Wilhelmsburg (Ortsteile 135 bis 137)

bezieht sich ausschließlich auf die einkommensbezogenen 
Voraussetzungen für den Bezug einer Sozialwohnung. 
Nicht erfasst werden von der Freistellung die im Auftei-
lungsplan festgelegten weitergehenden Belegungsbindun-
gen.

Weiterhin gelten im Interesse einer familiengerechten 
Ausnutzung des öffentlich geförderten Wohnungsbestan-
des die belegungsrechtlichen Bestimmungen hinsichtlich 
der angemessenen Wohnungsgröße; sie sind dementspre-
chend zu beachten.

Diese Freistellungsverfügung ersetzt die Freistellungs-
verfügungen vom 30. November 2015 und 21. Juni 2007.

Hamburg, den 4. Dezember 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 2554

Belegenheit	 Straße/Hausnummer
1. Bezirk Hamburg-Mitte
Siedlung: Müm-�  
melmannsberg	� Am Mühlenbach 1-15, 2-22, 2 a, 19-27, 

24-26
	 Bienenbusch 1-21
	 Edvard-Munch-Straße 1-23, 2-34, 35-39, 

36-44
	 Feiningerstraße 10
	 Franz-Marc-Straße 1-27, 2-10, 12-26
	 Godenwind 27-33, 50-56, 58-64, 66-76
	 Große Holl 1-3, 2, 4-10, 5-39, 16-40, 

41-47, 42-60, 56 a und b, 58 a und b, 60 a 
und b, 62-64, 66-70

	 Gustav-Klimt-Weg 1-3, 2-4
	 Havighorster Redder 30-36, 31-33, 35-37, 

38-44, 39, 51
	 Heideblöck 1-25, 2-24
	 Hollkoppelweg 1-29, 2-22
	 Ittenstraße 1-23, 2-26
	 Kandinskyallee 20, 23, 23 d
	 Kleine Holl 1-23, 2-20
	 Kollwitzring 119-149
	 Lietbargredder 1-7, 2-16, 9-23
	 Max-Klinger-Straße 1-23, 2-26
	 Max-Pechstein-Straße 1-11, 10-34, 13-35, 

37-45
	 Mondrianweg 1-5, 2
	 Mümmelmannsberg 57-63, 60-62, 64-70, 

72-78, 80-84
	 Münterweg 1-23
	 Oskar-Schlemmer-Straße 2-16, 6 a
	 Paul-Klee-Straße 2-16
	 Rahewinkel 4-10, 5, 11-37, 12-42, 39-65, 

44-54
	 Steinbeker Hauptstraße 180-196, 181-185, 

187-205
	 Strietkoppel 1-21, 2-28
	 Wilhelm-Lehmbruck-Straße 1-17, 2-18
2. Bezirk Wandsbek
Siedlung:  
Steilshoop	� Borchertring 1-23, 25-47, 44-60, 51-65, 

54 a (li. + re.), 56 a, 58 a, 66-92, 67-83
	 César-Klein-Ring 18-40
	 Edwin-Scharff-Ring 1-31, 2-26, 32-80, 

33-39, 47-55, 82-96
	 Erich-Ziegel-Ring 1-19, 2-20, 21-61, 26, 

28, 30-40 d, 48-68, 63-77, 70-88
	 Fehlinghöhe 1-21, 2-14
	 Fritz-Flinte-Ring 1-17, 2-32, 19-41, 

34-80, 65-95, 82-98
	 Gropiusring 1-15, 2-10, 16, 17-39, 20-42, 

44-54, 45-65, 56-62, 67-79
	 Gründgensstraße 32
	 Schreyerring 1, 3, 5, 9, 27-35, 37-51
3. Bezirk Bergedorf
Siedlung: Neu- 
allermöhe-West	Adolf-Köster-Damm,
	 Curt-Bär-Stieg,
	 Catharina-Fellendorf-Straße,
	 Ernst-Tichauer-Weg,
	 Felix-Jud-Ring,
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	 Fleetplatz,
	 Hainbuchenallee (früher: Eschenallee),
	 Hans-Stoll-Straße,
	 Herbert-Pardo-Weg,
	 Karl-Rüther-Stieg,
	 Käte-Latzke-Weg,
	 Konrad-Veix-Stieg,
	 Liesbeth-Rose-Stieg,
	 Margarete-Mrosek-Bogen,
	 Margit-Zinke-Straße,
	 Marie-Henning-Weg,
	 Michael-Pritzl-Weg,
	 Otto-Grot-Straße,
	 Paul-Bunge-Stieg,
	 Sophie-Schoop-Weg,
	 Stellbrinkweg,
	 Von-Hacht-Weg,
	 Von-Haeften-Straße,
	 Von-Halem-Straße,
	 Von-Moltke-Bogen,
	 Von-Scheliha-Straße,
	 Walter-Becker-Straße,
	 Walter-Rothenburg-Weg,
	 Walter-Rudolphi-Weg,
	 Wilhelmine-Hundert-Weg,
	 Wilhelm-Osterhold-Stieg.

Wechsel der Wahl- und 
Abstimmungsleitung im Bezirk Wandsbek

Gemäß § 2 der Hamburgischen Bürgerschaftswahlord-
nung sowie § 3 der Bundeswahlordnung wird bekannt gege-
ben:

Mit Wirkung zum 15. Dezember 2020 wurden die 
Bestellung von Frau Kerstin Godenschwege zur Bezirks-
wahlleiterin und von Herrn Jacob Löwenstrom zum stell-
vertretenden Bezirkswahlleiter des Bezirks Wandsbek für 
die Wahlen zur Hamburgischen Bürgerschaft aufgehoben 
und es wurden Frau Dr. Heike Opitz zur Bezirkswahlleite-
rin und Frau Kerstin Godenschwege zur stellvertretenden 
Bezirkswahlleiterin des Bezirks Wandsbek für die Wahlen 
zur Hamburgischen Bürgerschaft bestellt (§ 19 Absatz 2 
Satz 3 des Bürgerschaftswahlgesetzes).

Dieser Wechsel gilt kraft Gesetzes auch für die Bezirks-
wahlleitung und deren Stellvertretung für die Wahlen zu 
den Bezirksversammlungen (§ 15 Absatz 2 des Bezirksver-
sammlungswahlgesetzes) sowie für die Bezirksabstim-
mungsleitung und deren Stellvertretung (§ 31 b des Volks-
abstimmungsgesetzes, § 1 Absatz 3 Satz 1 der Bezirksab-
stimmungsdurchführungsverordnung).

Zugleich wurde die Ernennung von Frau Kerstin 
Godenschwege zur Kreiswahlleitung und von Herrn Jacob 
Löwenstrom zur stellvertretenden Kreiswahlleitung für 
den Wahlkreis 22 (Hamburg-Wandsbek) für die Wahl zum 
20. Deutschen Bundestag aufgehoben. An deren Stelle wur-
den Frau Dr. Heike Opitz zur Kreiswahlleitung und Frau 
Kerstin Godenschwege zur stellvertretenden Kreiswahllei-
tung für den Wahlkreis 22 (Hamburg-Wandsbek) für die 
Wahl zum 20. Deutschen Bundestag ernannt (§ 3 Absatz 1 
Satz 1 der Bundeswahlordnung).

Die Wahlgeschäftsstelle befindet sich im Bezirksamt 
Wandsbek, Hausanschrift: Schloßstraße 60 (Rathaus), 
22041 Hamburg, Telefon: 040 / 4 28 81 - 22 55, Telefax: 

040 / 4 27 90 - 59 99, E-Mail: wahlen-abstimmungen@ 
wandsbek.hamburg.de.

Hamburg, den 11. Dezember 2020

Der Landeswahlleiter Amtl. Anz. S. 2555

Bekanntmachung über die Unanfechtbar- 
keit des Verbots des Vereins „Hells Angels 

MC Oder City“ und Gläubigeraufruf
Vom 9. Dezember 2020

Das Verbot des Ministeriums des Innern vom 30. Mai 
2013 gegen den Verein „Hells Angels MC Oder City“ und 
seine Teilorganisation „Oder City Kurmark“ wurde am  
30. Mai 2013 im Bundesanzeiger (BAnz AT 3.7.2013 B2) 
bekannt gemacht.

Gegen die Verbotsverfügung wurde am 17. Juni 2013 
Klage vor dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
eingelegt. Mit Urteil vom 29. September 2020 – Az. 1 A 3.13 – 
wurde die Verbotsverfügung des brandenburgischen Minis-
teriums des Innern vom 30. Mai 2013 insoweit aufgehoben, 
als sie die Teilorganisation „Oder City Kurmark“ betrifft, 
das Verbot des Vereins „Hells Angels MC Oder City“ wurde 
durch das Gericht bestätigt.

Die gegen das Verbot gerichtete Klage wurde, soweit der 
Verein „Hells Angels MC Oder City“ betroffen ist, vom 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg durch Urteil 
vom 29. September 2020 – Az. 1 A 3.13 – abgewiesen und die 
Revision gegen das Urteil nicht zugelassen. Beschwerde 
gegen die Nichtzulassung der Revision wurde nicht einge-
legt.

Die Verbotsverfügung im Hinblick auf den Verein 
„Hells Angels MC Oder City“ ist mit Ablauf des 18. Novem-
ber 2020 unanfechtbar geworden.

Der nunmehr durch vorgenanntes Urteil rechtskräftig 
gewordene verfügende Teil des Verbots wird gemäß § 7 
Absatz 1 des Vereinsgesetzes nachfolgend bekannt gegeben:

Verfügung

1.	 Der Zweck und die Tätigkeit des Vereins „Hells Angels 
MC Oder City“ (im Folgenden: „HAMC Oder City“) 
laufen den Strafgesetzen zuwider.

2.	 Der Verein „HAMC Oder City“ ist verboten. Er wird 
aufgelöst.

3.	 Dem Verein „HAMC Oder City“ ist jede Tätigkeit 
untersagt. Es ist verboten, Ersatzorganisationen zu bil-
den oder bestehende Organisationen als Ersatzorganisa-
tionen fortzuführen. Seine Kennzeichen dürfen weder 
verbreitet noch öffentlich oder in einer Versammlung 
verwendet werden.

4.	 Das Vermögen des Vereins „HAMC Oder City“ wird 
beschlagnahmt und eingezogen.

5.	 Forderungen Dritter gegen den „HAMC Oder City“ 
werden beschlagnahmt und eingezogen, soweit sie aus 
Beziehungen entstanden sind, die sich nach Art, Umfang 
oder Zweck als eine vorsätzliche Förderung der straf-
rechtswidrigen Zwecke und Tätigkeiten des „HAMC 
Oder City“ darstellen oder soweit sie begründet wurden, 
um Vermögenswerte des „HAMC Oder City“ dem 
behördlichen Zugriff zu entziehen oder den Wert des 
Vermögens des Vereins zu mindern. Hat der Gläubiger 
eine solche Forderung durch Abtretung erworben, wird 
sie eingezogen, soweit der Gläubiger die Eigenschaft der 

2555



Amtl. Anz. Nr. 108Freitag, den 18. Dezember 2020

Forderung als Kollaborationsforderung oder als Umge-
hungsforderung im Zeitpunkt ihres Erwerbs kannte.

6. 	 Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezogen, 
soweit der Berechtigte durch Überlassung der Sachen an 
den Verein „HAMC Oder City“ dessen strafrechtswid-
rige Zwecke und Tätigkeiten vorsätzlich gefördert hat 
oder die Sachen zur Förderung dieser Zwecke und 
Tätigkeiten bestimmt sind.

7.	 Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird ange-
ordnet; dies gilt nicht für die in den Nummern 4, 5 und 
6 genannten Einziehungen.

Gläubigeraufruf
Die Gläubiger des verbotenen Vereins „Hells Angels 

MC Oder City“ werden nach § 15 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des öffentli-
chen Vereinsrechts aufgefordert,
– 	 ihre Forderungen bis zum 10. Februar 2021 schriftlich 

unter Angabe des Betrages und des Grundes bei dem 
Ministerium des Innern und für Kommunales, Referat 
44, Henning-von-Tresckow-Straße 9-13, 14467 Pots-
dam, anzumelden,

– 	 ein im Falle der Insolvenz beanspruchtes Vorrecht anzu-
geben, soweit diese Voraussetzung für eine vorzeitige 
Befriedigung nach § 16 Absatz 1 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Regelung des öffentli-
chen Vereinsrechts ist,

– 	 nach Möglichkeit urkundliche Beweisstücke oder Ab
schriften hiervon beizufügen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis 
zum 10. Februar 2021 nicht angemeldet werden, nach § 13 
Absatz 1 Satz 3 des Vereinsgesetzes erlöschen.

Hamburg, den 10. November 2020

Die Behörde für Inneres und Sport
Amtl. Anz. S. 2555

Öffentliche Bekanntmachung 
gemäß § 4 Absatz 2 der  

Industriekläranlagen-Zulassungs- und 
 Überwachungsverordnung (IZÜV)
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, hat am  
18. März 2020 der Firma ArcelorMittal Hamburg GmbH, 
Dradenaustraße 33, 21129 Hamburg, den 36. Änderungsbe-
scheid zur Wasserrechtlichen Erlaubnis Nummer 34 AI 11 
auf dem Grundstück Dradenaustraße 33 in 21129 Hamburg, 
Gemarkung Finkenwerder-Nord, Flurstück 9039, erteilt.

Die Zulassungsbehörde hat unter Berücksichtigung 
aller Stellungnahmen der Fachbehörden das Vorhaben dar-
aufhin geprüft, ob die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Zulassung gemäß § 2 Absatz 1 IZÜV für die Gewässer-
benutzung vorliegen.

Auf Grund dieser Prüfungsergebnisse hat die Zulas-
sungsbehörde folgende Entscheidung getroffen:

Wasserrechtliche Zulassung
36. Änderungsbescheid zur Wasserrechtlichen 

Erlaubnis Nummer 34 AI 11
Gemäß den §§ 8, 10, 13 und 18 des Gesetzes zur Ordnung 

des Wasserhaushalts (WHG) in Verbindung mit den §§ 2 
bis 6 der Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwa-

chungsverordnung (IZÜV) und in Verbindung mit dem 
Hamburgischen Wassergesetz (HWaG) wird auf Antrag des 
Erlaubnisinhabers unter Vorbehalt weiterer Inhalts- und 
Nebenbestimmungen widerruflich erlaubt, gemäß den fest-
gelegten Inhalts- und Nebenbestimmungen Abwasser (Nie-
derschlagswasser) in das Gewässer Dradenauhafen einzulei-
ten.

Die Inhalts- und Nebenbestimmungen der wasserrecht-
lichen Erlaubnis 34 AI 11 vom 30. Juni 1988 sowie der vor-
angegangenen Änderungsbescheide/Nachträge, die in die-
sem Bescheid nicht berührt werden, gelten weiterhin.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Neuenfelder 
Straße 19, 21109 Hamburg, erhoben werden.

Weitere Bestimmungen in der Zulassung:

Im Zulassungsbescheid hat die Zulassungsbehörde 
Inhalts- und Nebenbestimmungen u. a. zu den Bereichen 
Allgemeine Anforderungen, Befristung, Benutzungsbedin-
gungen Wassereinleitung, Beschaffenheit des Abwassers, 
Probenahmestellen, Selbstüberwachung und Analysever-
fahren festgelegt.

Der Zulassungsbescheid kann im Internet unter der 
Adresse 

http://www.hamburg.de/betriebe-umwelt/ 
4260014/genehmigung-ied 

eingesehen werden.

Hinweise:

Bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist kann der Zulas-
sungsbescheid von den Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich bei der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft, Amt für Immissionsschutz 
und Abfallwirtschaft, IB 012, Neuenfelder Straße 19, 21109 
Hamburg, angefordert werden.

Hamburg, den 3. Dezember 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft 

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 2556

Information und Anhörung zu den 
Entwürfen des Hochwasserrisiko- 

managementplans gemäß EG-Hochwasser- 
risikomanagementrichtlinie und der  
zweiten Aktualisierung des Bewirt- 

schaftungsplans gemäß EG-Wasserrahmen- 
richtlinie und des zugehörigen Maß- 

nahmenprogramms sowie den 
jeweiligen Umweltberichten 

zur Strategischen Umweltprüfung
Gemäß § 79 WHG sowie § 85 WHG fördert die Freie und 

Hansestadt Hamburg die aktive Beteiligung aller interes-
sierten Stellen an der Überprüfung und Aktualisierung des 
Hochwasserrisikomanagementplans nach § 75 WHG, des 
Bewirtschaftungsplans nach § 83 WHG und des Maßnah-
menprogramms nach § 82 WHG.
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Gemäß § 35 UVPG in Verbindung mit der Anlage 5 sind 
für den Hochwasserrisikomanagementplan und für das 
Maßnahmenprogramm jeweils eine strategische Umwelt-
prüfung (SUP) durchzuführen und ein Umweltbericht zu 
erstellen.

Zu den nachfolgend aufgeführten Dokumenten können 
vom 22. Dezember 2020 bis zum 22. Juni 2021 Stellungnah-
men abgegeben werden:

–	 Hochwasserrisikomanagementplan für den deutschen 
Teil der Flussgebietseinheit Elbe für den Zeitraum von 
2021 bis 2027 gemäß § 75 WHG – Entwurf für die Anhö-
rung.

–	 Strategische Umweltprüfung zum Hochwasserrisikoma-
nagementplan für den deutschen Teil der Flussgebiets
einheit Elbe für den Zeitraum 2021 bis 2027 gemäß § 75 
WHG – Umweltbericht.

–	 Entwurf der zweiten Aktualisierung des Bewirtschaf-
tungsplans nach § 83 WHG bzw. Artikel 13 der Richtli-
nie 2000/60/EG für den deutschen Teil der Flussgebiets
einheit Elbe für den Zeitraum von 2022 bis 2027.

–	 Entwurf der zweiten Aktualisierung des Maßnahmen-
programms nach § 82 WHG bzw. Artikel 11 der Richtli-
nie 2000/60/EG für den deutschen Teil der Flussgebiets
einheit Elbe für den Zeitraum von 2022 bis 2027.

–	 Strategische Umweltprüfung zur zweiten Aktualisierung 
des Maßnahmenprogramms nach § 82 WHG bzw. Arti-
kel 11 der Richtlinie 2000/60/EG für den deutschen Teil 
der Flussgebietseinheit Elbe für den Zeitraum von 2022 
bis 2027 – Umweltbericht.

Die Dokumente und weitere Informationen sind veröf-
fentlicht auf:

–	 der Internetseite der Flussgebietsgemeinschaft Elbe: 
https://www.fgg-elbe.de/fgg-elbe.html,

–	 den Internetseiten der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg:

•	 für den Entwurf des Hochwasserrisikomanagement-
plans sowie den Umweltbericht: https://www.ham-
burg.de/hochwasserrisikomanagementplan/anhoe-
rung-hochwasserrisikomanagementplan/,

•	 für den Entwurf der zweiten Aktualisierung des 
Bewirtschaftungsplans und des Maßnahmenpro-
gramms gemäß EG-Wasserrahmenrichtlinie sowie 
den Umweltbericht: http://www.hamburg.de/wrrl .

Die Dokumente können während der Stellungnahme-
frist auch im Foyer der Behörde für Umwelt, Klima, Ener-
gie und Agrarwirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 
Hamburg, eingesehen werden.

Stellungnahmen können direkt über die Internetseite 
der FGG Elbe (https://www.fgg-elbe.de/fgg-elbe.html) in 
ein dafür eingerichtetes Formularfeld eingegeben werden 
oder per E-Mail an hochwasserschutz@bukea.hamburg.de 
bzw. Wasserrahmenrichtlinie@bukea.hamburg.de gerich-
tet werden.

Außerdem können Sie Ihre Stellungnahme schriftlich 
an die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt-
schaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Abteilung 
Wasserwirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
richten, oder dort, nach vorheriger Terminabsprache (Tele-
fon: 040 / 4 28 40 - 35 79 oder - 35 26), zur Niederschrift brin-
gen.

Für das Dienstgebäude sind die einschlägigen Regelun-
gen der Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt 

Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsver-
ordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) in der je
weils geltenden Fassung zu beachten. Insbesondere gelten 
für das Dienstgebäude die Kontaktbeschränkungen nach 
§ 1 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. Wartezeiten sind 
möglich.

Hamburg, den 18. Dezember 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 2556

Förderrichtlinie 
Unternehmen für Ressourcenschutz

Vom 1. November 2013, 
in der Fassung vom 14. Dezember 2020

*Redaktionell angepasst an die geänderte AGVO vom 
17. Juni 2014, die LHO vom 17. Dezember 2013 und 

die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen 
zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen 

in Schwierigkeiten vom 31. Juli 2014

1. 	 Förderziele, Zuwendungszweck

Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt auf der 
Grundlage dieser Richtlinien und der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen zur Projektförderung Förderun-
gen für Projekte zum Klima- und Ressourcenschutz 
und zur Emissionsminderung. Es werden nur Maßnah-
men gefördert, die zu einer zusätzlichen Umweltentlas-
tung führen, die über bestehende gesetzliche Anforde-
rungen hinausgeht.

Ein Anspruch auf Gewährung der Förderung besteht 
nicht. Vielmehr entscheidet die bewilligende Stelle auf 
Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens und im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel.

Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert nach dieser 
Richtlinie freiwillige Investitionsvorhaben, die zu 
einer Umweltentlastung

– 	 durch effizienten Umgang mit Ressourcen wie 
Energie, Wasser und Rohstoffen oder

– 	 durch eine nachhaltige Reduzierung der CO2-Emis-
sionen

führen und über gesetzliche Anordnungen hinausge-
hen.

Gefördert werden Vorhaben zur effizienten Verwen-
dung von Heizenergie, elektrischem Strom, Wasser 
und Rohstoffen an Standorten auf dem Gebiet der 
Freien und Hansestadt Hamburg, wie zum Beispiel

– 	 Maßnahmen zur Reduzierung des Energieeinsatzes 
und zur Senkung der CO2-Emissionen (z. B.: effek
tivere Energieerzeugung, Wärmerückgewinnung, 
energetische Optimierung von Dampferzeugungs-
anlagen, Kühlanlagen, Druckluftanlagen und raum-
lufttechnischen Anlagen),

– 	 Maßnahmen zur Einsparung von Wasser oder zur 
Substitution von Trinkwasser sowie zur Verringe-
rung der Abwassermenge (z. B.: Kreislaufführung 
oder Mehrfachnutzung von Wasser),

– 	 Maßnahmen zur Steigerung der Material- bzw. 
Energieeffizienz und zur Einsparung von Rohstof-
fen durch Optimierung von Produktionsprozessen.
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Grundsätzlich nicht förderfähig sind
– 	 Maßnahmen der Instandsetzung sowie der Ersatz 

von Anlagen, deren technische Lebensdauer bereits 
überschritten ist,

– 	 energetische Modernisierungen der Gebäudehülle 
und

– 	 Maßnahmen an gebäudetechnischen Anlagen von 
Wohngebäuden im Sinne des § 3 des Gebäudeener-
giegesetzes (GEG) mit Ausnahme von Wohn-, 
Alten- und Pflegeheimen oder ähnlichen Einrich-
tungen.

2. 	 Förderempfänger
2.1	 Förderempfänger können Produktions- und Dienst-

leistungsunternehmen, Handwerksbetriebe und Insti-
tutionen mit vergleichbarer Zielrichtung sein.

2.2	 Nicht gefördert werden
–	 Unternehmen in Schwierigkeiten1) sowie
–	 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 

auf Grund einer früheren Entscheidung der 
EU-Kommission zur Feststellung der Rechtswid-
rigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem 
Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet haben.

3. 	 Fördervoraussetzungen
Es werden nur solche Empfänger gefördert, bei denen 
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert er
scheint und die in der Lage sind, die bestimmungsge-
mäße Verwendung der Mittel zu gewährleisten und 
nachzuweisen.
Zudem dürfen die möglichen Fördernehmerinnen und 
Fördernehmer – unabhängig von weitergehenden 
datenschutzrechtlichen Regelungen – in der Weiter-
gabe von personenbezogenen Daten ihrer Beschäftig-
ten, die zur Ermittlung und Überprüfung der Höhe der 
Zuwendung und der Einhaltung des Besserstellungs-
verbots erforderlich sind, keine Verletzung schutzwür-
diger Interessen im Sinne des Bundesdatenschutzgeset-
zes sehen.
Förderanträge sind vor Maßnahmenbeginn einzurei-
chen. Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn vor 
einer schriftlichen Zustimmung der bewilligenden 
Stelle mit Vorhaben begonnen worden ist. Ein Vorha-
ben ist in der Regel begonnen, sobald dafür entspre-
chende Lieferungs- oder Leistungsverträge abgeschlos-
sen sind. Im Einzelfall kann – auf rechtzeitigen, 
begründeten Antrag – die bewilligende Stelle Ausnah-
men zulassen.

4. 	 Art und Umfang, Höhe der Förderung
4.1	 Art der Förderung

Die Förderung wird als Projektförderung gewährt. Die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförde-
rung (ANBestP) – siehe Nummer 7 – werden jeweils 
Bestandteil der Bewilligungsbescheide oder -verträge. 
Für die Anwendung der Nummer 3 ANBest-P gilt:
Beträgt die Zuwendung nicht mehr als 100 000,– Euro, 
können die Bauleistungen, Dienst- oder Lieferleistun-
gen freihändig vergeben werden. Bei einer Zuwendung 
von mehr als 100 000,– Euro sind diese Leistungen 
zumindest beschränkt auszuschreiben. Näheres wird 
im Bewilligungsbescheid geregelt.

4.2	 Finanzierungsart
Die Förderung wird als Festbetragsfinanzierung bewilligt.

4.3	 Form der Förderung
Die Förderung kann durch Zuschuss, rückzahlbaren 
Zuschuss oder (zinssubventioniertes) Darlehen erfol-

gen. Bei (zinssubventionierten) Darlehen erfolgt die 
Förderung nach dieser Richtlinie zusammen mit einem 
speziellen Fördermodul.

4.4	 Bemessungsgrundlage

4.4.1 � Richtwerte

Gefördert wird der mit der Maßnahme erreichbare Res-
sourcen- bzw. Klimaschutzeffekt.

Die Förderung erfolgt als Festbetrag und resultiert aus 
der für das Projekt prognostizierten CO2-Emissionsver-
meidung in Tonnen je Jahr (t/a). Bis einschließlich 
50 t/a gilt ein spezifischer Fördersatz in Höhe von 700,– 
Euro t/a. Über 50 Tonnen CO2 verringert sich der spe-
zifische Fördersatz auf 350,– Euro je t/a für jede weitere 
Tonne.

Zur Berechnung der CO2-Emissionsvermeidung bei 
Materialeinsparungen (Rohstoffe, Chemikalien, Ab
fälle) werden CO2-Äquivalente aus entsprechenden 
Datenbanken genutzt. Bei Bedarf können die einschlä-
gigen Werte bei der bewilligenden Stelle erfragt wer-
den. Bis einschließlich 10 t/a CO2-Äquivalent wird ein 
Mindestwert von 1 als CO2-Äquivalent-Faktor für die 
Berechnung angesetzt und es gilt ein Fördersatz in 
Höhe von 5000,– Euro je t/a. Über 10 t/a CO2-Äquiva-
lent greift für jede weitere Tonne als CO2-Äquiva-
lent-Faktor ein Mindestwert von 0,5 und der Förder-
satz verringert sich auf 500,– Euro je t/a.

Die Förderung der Wassereinsparung erfolgt pro jähr-
lich eingesparten Kubikmeter (m³/a) Wasser. Es gilt bis 
einschließlich 3000 m³/a ein spezifischer Fördersatz in 
Höhe von 10,– Euro. Über 3000 m³/a verringert sich der 
spezifische Fördersatz auf 0,50 Euro je m³/a für jeden 
weiteren Kubikmeter.

Die technischen Anforderungen und Rahmenbedin-
gungen, die bei der Förderung von Heizungsanlagen 
sowie Beleuchtungstechnik zu beachten sind, werden 
in Fördermerkblättern konkretisiert. Sie werden von 
der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-
wirtschaft erstellt und sind in der jeweils aktuellen 
Fassung im Internet unter www.hamburg.de/ressour-
censchutz hinterlegt.

Zur Ermittlung der CO2-Vermeidung gelten die folgen-
den Umrechnungsfaktoren:

– Strom:	 0,474 kg CO2 /kWh,

– Erdgas (Hi):	 0,201 kg CO2 /kWh,

– Heizöl (Hi):	 0,268 kg CO2 /kWh.

Die Werte werden regelmäßig der aktuellen Entwick-
lung angepasst. Weitere für ein Vorhaben benötigte 
Werte können bei der bewilligenden Stelle erfragt wer-
den.

4.4.2 � Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit

Investitionen werden nur insoweit gefördert, dass unter 
Berücksichtigung der Förderung eine Amortisations-
zeit von zwei Jahren nicht unterschritten wird.

Die bewilligende Stelle behält sich vor, bei geringen 
Amortisationszeiten rückzahlbare Zuschüsse zu gewäh-
ren.

1)	 Vgl. für KMU Allgemeine Gruppenfreistellungsverord-
nung VO (EG) Nr. 651/2014 (Ex-AGVO 800/2008) (Amts-
blatt der EU Nr. L 187/1 [Ex-EU Nr. L 214/3]) bzw. für 
große Unternehmen Leitlinien der Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung 
von Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. C 249/1* 
vom 31. Juli 2014 [Ex-ABl. C 244/2 vom 1. Oktober 2004])
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4.4.3 � Grundsätzlicher Förderrahmen
Die Zuschüsse sollen eine Bagatellgrenze von 1000,– 
Euro nicht unterschreiten.
4.4.4 � Berücksichtigung des EU-Rechts und Begren-

zung auf Höchstförderungen
Diese Förderrichtlinie erfasst Umweltschutzbeihilfen 
nach der allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 
(Begriffsbestimmung vgl. Artikel 2 Nummern 101 bis 
131 [Ex-Artikel 17]) und erstreckt sich auf Maßnah-
men, die in den Artikeln 36, 38 bis 41, 46 und 49 
[Ex-Artikel 18 und 21 bis 24] genannt sind.
Die nach den Richtwerten höchstens zu gewährenden 
Beträge werden für kleine und mittlere Unternehmen 
auf maximal 40 % und für die übrigen Unternehmen 
auf maximal 30 % der förderungsfähigen Ausgaben 
begrenzt.
Im Antrag ist deshalb anzugeben, ob der Status eines 
kleinen bzw. mittleren Unternehmens (siehe Defini-
tion in Anlage 1) erfüllt wird.
Beihilfen für Umweltstudien, wie z. B. EffizienzChecks, 
nach Artikel 49 (Ex-Artikel 24) können bis zu 50 % 
gewährt werden.
4.4.5 � Förderfähige Ausgaben
Förderungsfähige Ausgaben sind alle Investitions- und 
Planungsausgaben, die durch die freiwilligen Investiti-
onsvorhaben zusätzlich und nachweislich entstehen.
Bei Neuanlagen, die z. B. bei Neu- oder Anbauten 
Bestandsanlagen ersetzen, und bei Ersatz abgängiger 
Anlagen wird nur die CO2-Vermeidung oder der Res-
sourcenschutzeffekt angerechnet, die sich aus einer 
besonders effizienten Variante gegenüber einer Stan-
dardanlage ergeben. Die genannten Maximalwerte 
beziehen sich hierbei auf den Mehraufwand für die 
effiziente Ausführung.
EffizienzChecks (technische Grundlagenermittlungen 
und Vorplanung) durch Fachingenieure sowie andere 
Umweltstudien können durch Festbetragsfinanzierung 
bis zu 50 % gefördert werden. Sie müssen sich unmittel-
bar auf Investitionen gemäß Nummer 4.4.4 Absatz 1 
dieser Richtlinie beziehen.

5.	 Sonstige Förderbestimmungen
Bestandteil der Förderung ist eine Erfolgskontrolle 
durch die bewilligende Stelle oder von ihr beauftragte 
Dritte.
Die Erfolgskontrolle umfasst eine abschließende 
Bewertung des geförderten Vorhabens und soll der 
bewilligenden Stelle – über das geförderte Einzelvorha-
ben hinaus – Informationen zur Beurteilung
–	 des Grades der Zielerreichung des Förderpro-

gramms,
–	 des Beitrages der Maßnahmen zur Zielerreichung,
–	 und der Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen
geben.
Der Antragsteller ist verpflichtet, der bewilligenden 
Stelle und dem Rechnungshof der Freien und Hanse-
stadt Hamburg auf Verlangen jederzeit Auskünfte über 
die für die Gewährung und Belassung der Zuschüsse 
maßgeblichen Umstände zu erteilen und die entspre-
chenden Unterlagen vorzulegen.
Die Anlagen können stichprobenartig durch die bewil-
ligende Stelle oder von ihr beauftragte Dritte auf Funk-
tionsfähigkeit und Qualität geprüft werden.
Sofern die Ressourcenschutzeffekte einzelner Maßnah-
men nicht vor Beginn der Maßnahmen hinreichend 

quantifiziert werden können, ist ein Abschlussbericht 
über den Erfolg der Maßnahmen nach spätestens einem 
Jahr nach Fertigstellung der Projekte zu liefern. Hier-
für kann ein Einbehalt bis zu 5 % der Fördersumme 
festgesetzt werden. Das Nähere wird im jeweiligen 
Bewilligungsbescheid geregelt.

6. 	 Verfahren
6.1	 Antragsverfahren

Die Förderung wird nur auf schriftlichen Antrag 
gewährt. Der Antrag (1-fach) wird bei der bewilligen-
den Stelle mit einem – dort vorgehaltenen – ausgefüll-
ten und unterzeichneten Formular und den dort 
genannten weiteren Unterlagen unter Angabe der Höhe 
der beantragten Förderung und der Gründe für die 
Notwendigkeit dieser Förderung gestellt.

6.2	 Bewilligende Stelle
Bewilligende Stelle ist
1. 	 die Freie und Hansestadt Hamburg, jeweils vertre-

ten durch die zuständige Fachbehörde oder
2. 	 die Hamburgische Investitions- und Förderbank 

(IFB) oder
3. 	 ein von der jeweiligen Fachbehörde oder der IFB im 

Einzelfall mit der Durchführung beauftragter Pro-
jektträger.

6.3	 Bewilligungsverfahren
Über den Antrag auf Gewährung einer Förderung ent-
scheidet die bewilligende Stelle. Die Bewilligung 
erfolgt durch schriftlichen Bewilligungsbescheid oder 
-vertrag.

6.4	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
Die Zuschüsse werden nach Durchführung der Maß-
nahmen sowie nach Vorlage des Verwendungsnachwei-
ses und des Sachberichtes gezahlt. Abschlagszahlungen 
sind gegebenenfalls auf Antrag möglich.

6.5	 Verwendungsnachweisverfahren
Für die Verwendung der Förderung sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung gelten die 
„Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P)“. Die Verwendung 
der Förderung ist danach innerhalb von sechs Monaten 
nach Erfüllung des Förderzwecks, spätestens jedoch 
mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum 
folgenden Monats, der bewilligenden Stelle nachzuwei-
sen (Verwendungsnachweis).
Die nach Nummer 4.1 zu erstellenden Unterlagen und 
Nachweise über das gewählte Vergabeverfahren bei 
Förderungen von mehr als 100 000,– Euro sind für 
Prüfzwecke bereit zu halten.
Im Bewilligungsbescheid wird geregelt, wie die Erbrin-
gung des Verwendungsnachweises und eines Sachbe-
richtes durchzuführen ist. Die auszufüllenden Formu-
lare werden zusammen mit dem Bewilligungsbescheid 
zugeschickt.

7. 	 Rechtsgrundlage, zu beachtende Vorschriften
Die Förderungen werden entsprechend der Verord-
nung (EG) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 
2014 [Ex-AGVO 800/2008 vom 6. August 2008] zur 
Erklärung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt in Anwendung 
der Artikel 107 und 108 [Ex-Artikel 87 und 88] EG-Ver-
trag (allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
ABL. L 187/1 vom 26. Juni 2014 S. 1 [Ex-ABL. L 214/3 
vom 9. August 2008 S. 3]) und der Verordnung (EU) 
2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 hinsichtlich 
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ihrer Verlängerung und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 hinsichtlich ihrer Verlängerung und 
relevanter Anpassungen gewährt.

7.1	 Durchführung durch die Freie und Hansestadt Ham-
burg
Förderungen, die die Freie und Hansestadt Hamburg 
selbst gewährt, erfolgen auf der Grundlage dieser Richt-
linie als Zuwendungen nach Maßgabe der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) vom 17. Dezember 2013 (Hmb-
GVBl. S. 503), zuletzt geändert am 27. November 2019 
(HmbGVBl. S. 408, 409) [Ex Landeshaushaltsordnung 
(LHO) vom 23. Dezember 1971 (HmbGVBl. 1971 S. 261, 
1972 S. 10), zuletzt geändert am 18. Dezember 2012 
(HmbGVBl. S. 530)], den Verwaltungsvorschriften zu 
§ 46 LHO [Ex §§ 23 und 44] sowie den Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt-
förderung (ANBestP – der VV zu § 46 LHO [Ex § 44]).
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Förderung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Bewilligungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Förderung gelten die 
ANBest-P und das Hamburgische Verwaltungsverfah-
rensgesetz, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie 
Abweichungen zugelassen worden sind.

7.2	 Durchführung durch die Hamburgische Investitions- 
und Förderbank
Im Falle einer Durchführung durch die Hamburgische 
Investitions- und Förderbank findet das Gesetz über 
die Hamburgische Investitions- und Förderbank in der 
Fassung vom 6. März 1973 (HmbGVBl. S. 41), zuletzt 
geändert am 13. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503, 
529), Anwendung.
Förderungen, die die Hamburgische Investitions- und 
Förderbank gewährt, erfolgen auf der Grundlage dieser 
Richtlinie. Der § 46 LHO [Ex die §§ 23 und 44] sowie 
die dazugehörigen Verwaltungsvorschriften gelten ent-
sprechend. Die Rechte und Pflichten, die die Hambur-
gische Investitions- und Förderbank im Umgang mit 
den ihr zur Verfügung gestellten Mitteln hat, werden 
vertraglich zwischen der Freien und Hansestadt Ham-
burg und der Hamburgischen Investitions- und För-
derbank festgelegt.

8. 	 Inkrafttreten und Befristung
Die Richtlinie tritt am 1. Januar 2014 in Kraft und ist 
zunächst bis zum 31. März 2021 befristet. Zum Inkraft-
treten dieser Richtlinie tritt die bisher gültige Richtli-
nie vom 1. November 2009 außer Kraft.

Hamburg, den 14. Dezember 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
 Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 2557

Anlage 1

Definition KMU – kleine und mittlere Unternehmen

Siehe „Merkblatt zur KMU-Definition“ der Hamburgi-
schen Investitions- und Förderbank

Anlage 3

§ 264 StGB Subventionsbetrug  – Hinweis zum 
Antrag auf Bewilligung einer Zuwendung

Der Gesetzgeber hat den Subventionsbetrug unter einen 
eigenen Straftatbestand (§ 264 StGB) gestellt. Strafbewährt 
sind danach die Abgabe unrichtiger oder unvollständiger 
Erklärungen über subventionserhebliche Tatsachen gegen-

über dem Subventionsgeber (Absatz 1 Nummer 1), das 
Unterlassen von Mitteilungen über subventionserhebliche 
Tatsachen (Absatz 1 Nummer 3), der Gebrauch bestimmter 
Bescheinigungen über eine Subventionsberechtigung oder 
subventionserhebliche Tatsachen (Absatz 1 Nummer 4) 
und der Verstoß gegen eine Verwendungsbeschränkung 
(Absatz 1 Nummer 2).

Als subventionserheblich im Sinne dieser Vorschrift 
sind insbesondere solche Tatsachen zu bewerten, die für die 
Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewäh-
rung oder das Belassen der Subvention oder eines Subven
tionsvorteils von Bedeutung sind.

Die Voraussetzungen für die Bewilligung, Gewährung, 
Rückforderung oder das Belassen der Förderung sind in der 
Förderrichtlinie Unternehmen für Ressourcenschutz, in 
dem Antragsformular auf eine Förderung sowie in den All-
gemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung 
(AnBest-P) enthalten. Alle Angaben dazu sind subventions-
erheblich im Sinne des § 264 Absatz 8 StGB.

Gemäß § 1 HmbSubvG in Verbindung mit § 3 des (Bun-
des-)Subventionsgesetztes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 
2034) bestehen Mitteilungsverpflichtungen seitens des Sub-
ventionsempfängers, dem Subventionsgeber unverzüglich 
alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewäh-
rung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belas-
sen der Subvention entgegenstehen oder für die Rückforde-
rung der Subvention erheblich sind. Auch die Verwendung 
der Subvention entgegen der Verwendungsbeschränkung 
muss dem Subventionsgeber rechtzeitig angezeigt werden.

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Felicitas-Kukuck-Straße/Bezirk Altona
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Ottensen, Ortsteil 210, eine etwa 
1032 m² große, in der Straße Felicitas-Kukuck-Straße lie-
gende Wegefläche (Flurstück 5260 teilweise) mit sofortiger 
Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 3. Dezember 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2560

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
An der Kleiderkasse/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Ottensen, Ortsteil 210, eine etwa 
563 m² große, in der Straße An der Kleiderkasse liegende 
Wegefläche (Flurstück 5255 teilweise) mit sofortiger Wir-
kung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung
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ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 3. Dezember 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2560

Widmung einer unbenannten Wegefläche 
Recha-Ellern-Weg/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Ottensen, Ortsteil 210, eine etwa 
337 m² große, von der Straße Recha-Ellern-Weg in Rich-
tung Westen abgehende, unbenannte Wegefläche (Flur-
stück 5258) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Ver-
kehr, hier dem Fußgänger- und Fahrradverkehr, gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 3. Dezember 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2561

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Achtern Born/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Osdorf, Ortsteil 221, eine etwa 

568 m² große, in der Straße Achtern Born liegende Wegeflä-
che (Flurstück 5785 teilweise) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr, hier dem Fußgänger- und Fahrrad-
verkehr, gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 3. Dezember 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2561

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Windfeld/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Rissen, Ortsteil 227, eine etwa 
4084 m² große, in der Straße Windfeld liegende Wegefläche 
(Flurstück 3140) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 3. Dezember 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2561

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Justiz und Verbraucherschutz,  
Suhrenkamp 100, 22335 Hamburg, Deutschland 
+49 40428001429 
+49 40427943264 
luise.rauchhaupt@justiz.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge 
kann elektronisch oder nicht elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Qualifizierung Lagerhelfer JVA BW

In der Justizvollzugsanstalt Billwerder sollen für 
zunächst ein Jahr (ab 1. Januar 2021) zwei modulare 
Qualifizierungen zum Lagerhelfer inkl. Flurförder-

schein mit jeweils max. 15 Gefangenen durchgeführt 
werden.

Ziel der Lehrgänge soll sein, dass die Insassen durch 
die Teilnahme an der Qualifizierung in der Lage sind, 
nach der Verlegung in den offenen Vollzug, oder der 
Entlassung aus der Haft, eine Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt zu bekommen.

Ort der Leistungserbringung:  
22113 Justizvollzugsanstalt Billwerder

6)	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2024

Nach jedem Vertragsjahr wird die Verfügbarkeit der 
Haushaltsmittel geprüft. Längstens geht der Vertrag 
jedoch bis zum 31. Dezember 2024

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
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https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=ps0ItUlQDYY %253d
10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 30. Dezember 2020, 
12.00 Uhr, Bindefrist: 2. Februar 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Entfällt
14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 

den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 60/40

Hamburg. den 9. Dezember 2020

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 1348

Öffentliche Ausschreibung
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Justiz und Verbraucherschutz,  
Suhrenkamp 100, 22335 Hamburg, Deutschland 
+49 40428001429 
+49 40427943264 
luise.rauchhaupt@justiz.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge 
kann elektronisch oder nicht elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Qualifizierung Lagerhelfer JVA FB
In der Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel sollen für 
zunächst ein Jahr (ab 1. Januar 2021) zwei modulare 
Qualifizierungen zum Lagerhelfer inkl. Flurförder-
schein mit jeweils max. 15 Gefangenen durchgeführt 
werden.
Ziel der Lehrgänge soll sein, dass die Insassen durch 
die Teilnahme an der Qualifizierung in der Lage sind, 
nach der Verlegung in den offenen Vollzug, oder der 
Entlassung aus der Haft, eine Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt zu bekommen.
Ort der Leistungserbringung: 
22335 Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel

6)	 Entfällt
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021
Mit jährlicher Option auf Vertragsverlängerung, längs-
tens jedoch bis zum 31. Dezember 2024.

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=xLL1oPWOiAI %253d
10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 30. Dezember 2020, 
13.00 Uhr, Bindefrist: 2. Februar 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Entfällt
14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 

den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 60/40

Hamburg, den 9. Dezember 2020

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 1349

Öffentliche Ausschreibung
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)	 Entfällt
5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Lieferung, Montage und Inbetriebnahme eines Schiffs-
maschinensimulators
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne-
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag der 
Wasserschutzpolizei-Schule den Abschluss eines Ver-
trages über die Lieferung, Montage und Inbetrieb-
nahme eines Schiffsmaschinensimulators, bestehend 
aus einem Instructor-Arbeitsplatz und sechs Trainee- 
Arbeitsplätzen sowie dessen Wartung.
Ort der Leistungserbringung: 20457 Hamburg

6)	 Entfällt
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)	 Entfällt
9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-

gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=nq0SGhjKAzI %253d
10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 14. Januar 2021, 12.00 
Uhr, Bindefrist: 28. Februar 2021
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11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
Befähigung zur Berufsausübung
– 	 Erklärung zum Eintrag in ein Handelsregister/ 

Gewerberegister
– 	 Eigenerklärung zur Eignung
– 	 Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 

eines Mindestlohn
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
– 	 Referenzen
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags
– 	 Schutzerklärung zur Scientology-Organisation
– 	 Erklärung zur Verschwiegenheit
Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla-
gen/Nachweise
– 	 Sicherheitsüberprüfung
– 	 Firmenangaben

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 2. Dezember 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 1350

Öffentliche Ausschreibung
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)	 Entfällt
5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Prägen und Liefern von Kraftfahrzeug-Kennzeichen
Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 
die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inneres und 
Sport, beabsichtigt im Auftrag des Landesbetrieb Ver-
kehr (LBV) den Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
über das Prägen und Liefern von Kfz-Kennzeichen zur 
Durchführung von Online-Zulassungen (Deutschland 
Online) sowie für weitere LBV-Dienste.
Ort der Leistungserbringung: 20537 Hamburg

6)	 Entfällt
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=QhLQcI23zVE %253d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 12. Januar 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 26. Februar 2021.

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Mit dem Angebot sind die nachfolgend aufgeführten 
Unterlagen einzureichen:

Befähigung zur Berufsausübung:

• 	 Erklärung zum Eintrag in ein Handelsregister/ 
Gewerberegister

• 	 Eigenerklärung zur Eignung

• 	 Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 
eines Mindestlohnes

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:

• 	 Referenzen

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

• 	 Erklärung zur Verschwiegenheit

• 	 Zertifikat und die Registrierung über die Konfor-
mität der Produkte (Kenn-zeichenschilder) mit 
DIN 74069:1996-07

Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla-
gen/Nachweise:

• 	 Firmenangaben

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis

Hamburg, den 4. Dezember 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 1351

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 001-21 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Denkmalgerechte Sanierung,  
Robert-Koch-Straße 15 in 20249 Hamburg 

Bauauftrag: Gerüstbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 72.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. Oktober 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
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Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1352

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 002-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Denkmalgerechte Sanierung,  
Robert-Koch-Straße 15 in 20249 Hamburg 

Bauauftrag: Abbruch und Schadstoffsanierung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 186.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Februar 2021; Fertigstellung: ca. Juni 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Januar 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1353

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 001-21 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung für Schulneugründung,  
Schwenckestraße 91 in 20259 Hamburg 
Bauauftrag: Maler und WDVS
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 39.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Februar 2021; Fertigstellung: ca. März 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
8. Januar 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 4. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1354
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Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 002-21 AS

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Stadtteilschule Mitte Altona inkl. Sporthallen und 
Mensa, Recha-Ellern-Weg 1 in 22765 Hamburg 

Bauauftrag: Gebäudeautomation

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 352.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Mai 2021; Fertigstellung: ca. 33. KW 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. Januar 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1355

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 003-21 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Stadtteilschule Mitte Altona inkl. Sporthallen und 
Mensa, Recha-Ellern-Weg 1 in 22765 Hamburg 

Bauauftrag: Technische Dämmung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 333.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. 19. KW 2021; Fertigstellung: ca. 33. KW 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. Januar 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1356

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 004-21 AS

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Stadtteilschule Mitte Altona inkl. Sporthallen und 
Mensa, Recha-Ellern-Weg 1 in 22765 Hamburg 

Bauauftrag: Sanitärtechnik

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 761.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. 05/2021; Fertigstellung: ca. 33. KW 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. Januar 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
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Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1357

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 005-21 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Stadtteilschule Mitte Altona  
inkl. Sporthallen und Mensa,  
Recha-Ellern-Weg 1 in 22765 Hamburg 

Bauauftrag: Lüftung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.104.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. 05/2021; Fertigstellung: ca. 33. KW 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. Januar 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1358

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Ausgeschrieben wird die Gebäudereinigung im AG 
Harburg, Bleicherweg 1 und Buxtehuder Straße 9-11, 
21073 Hamburg, für die Zeit ab 1. August 2021.

Bei dem Objekt handelt es sich um ein Gerichtsge-
bäude mit einer Gesamtreinigungsfläche von ca. 
5200 m².

Ort der Leistungserbringung: 21073 Hamburg

6) 	 Entfällt

7) 	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) 	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. August 2021 bis auf weiteres.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=9gK %252bmSk46Y8 %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 13. Januar 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 1. August 2021.

11) 	Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 
UVgO):

Siehe Vergabeunterlagen.

12) 	Entfällt

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Siehe Vergabeunterlagen

14) 	Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 7. Dezember 2020

Die Finanzbehörde 1359
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Terminsbestimmung
802 K 3/20. Zum Zwecke der Aufhe-

bung der Gemeinschaft soll am Mitt-
woch, 17. März 2021, 11.00 Uhr, Alster-
city, Erdgeschoss, Konferenz-Center, 
Saal 1, Weidestraße 122b, 22083 Ham-
burg, öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Erbbaurecht, 
eingetragen im Grundbuch von Bram-
feld Blatt 4732 BV 1, an dem im Grund-
buch von Bramfeld Blatt 4731 eingetra-
genen Grundstück. Gemarkung Bram-
feld, Flurstück 4906, Wirtschaftsart 
und Lage Hof- und Gebäudefläche, 
Anschrift Höhnkoppelort 17, 559 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An
gabe des Sachverständigen: Doppelhaus
hälfte mit 2 Vollgeschossen, Garage, 
Baujahr etwa 1960, Wohnfläche etwa 
112 m², Erbbauzins 202,36 Euro, Rest-
laufzeit 39 Jahre.

Verkehrswert: 256.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
29. Januar 2020 in das Grundbuch ein-
getragen worden. Zur Zuschlagsertei-
lung ist die Zustimmung des Grund-
stückseigentümers erforderlich. Wei-
tere Informationen und kostenloser 
Gutachtendownload: www.zvg.com.

Außerdem kann das eingeholte Gut-
achten auf der Geschäftsstelle, Raum 
2.044, montags, dienstags, donnerstags 
und freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
(Telefon 040 / 4 28 63 - 67 95 oder - 67 98, 
Telefax 040 / 4 27 98 - 34 11) eingesehen 
werden.

Hinweis:
Der Versteigerungsort befindet sich 

nicht im Gerichtsgebäude. Es besteht 
voraussichtlich eine Maskenpflicht. Eine 
geeignete Mund-Nasen-Bedeckung ist 
mitzubringen. Einlass in den Saal er
folgt ab 30 Min. vor Sitzungsbeginn. 
Vorrangige Sitzplatzzuweisung erfolgt 
an Verfahrensbeteiligte und Interessen-
ten, die eine Bietsicherheit nach § 69 
ZVG vorweisen können.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 

Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 18. Dezember 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 1360

Terminsbestimmung
323 K 15/17. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Mittwoch,  
17. März 2021, 9.00 Uhr, Amtsgericht 
Hamburg-Altona, Max-Brauer-Allee 89, 
22765 Hamburg (Raum Erdgeschoss, 
Max-Brauer-Allee 91, alter Hauptein-
gang, Podest vor dem Treppenhaus, vor 
Raum 2, Geschäftsstellenzimmer), öf
fentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Altona-Südwest. 
Miteigentumsanteil verbunden mit Son
dereigentum. ME-Anteil 45,72/1.000, 
Sondereigentums-Art Wohnung mit 
Keller, SE-Nummer 15, Blatt 3507 BV 1 
an Grundstück Gemarkung Altona- 
Südwest, Flurstück 267, Wirtschaftsart 
und Lage Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Anschrift Blücherstraße 43, 
Virchowstraße 20, 935 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An
gabe des Sachverständigen: Die Woh-
nung ist in der Blücherstraße 43, dort 
im V. Obergeschoss/Mansardengeschoss 
belegen. Die eigengenutzte Wohnung 
verfügt über eine Wohnfläche von etwa 
47,4 m², die sich auf Diele, WC, Bad, 
Küche, Wohn- und Schlafzimmer und 
Balkon verteilt. Wärme- und Warm-
wasserversorgung über eine Gaszentral-
heizung. Eine Innenbesichtigung der 
Wohnung wurde nicht ermöglicht. Das 
Mehrfamilienhaus ist im Jahre 1984 
erbaut worden. Die Wohnungseigen-
tumsanlage setzt sich aus 14 Wohnein-
heiten, 7 Büroeinheiten und 13 Stell-
plätzen in der Tiefgarage zusammen.

Verkehrswert: 155.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
8. August 2017 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Zu beachten: Der Zwangsversteige-
rungstermin findet nicht im Saal statt. 
Die Verhandlung wird im Erdgeschoss, 
Vorraum des Treppenhauses, vor dem 
Raum Nummer 2 abgehalten. Es wer-
den keine Sitzplätze angeboten. Interes-
senten müssen während des Termins 
stehen. Die Fläche ist für etwa 40 Inter-
essierte freigegeben/zugelassen. Interes-
sierte haben im Gericht eine Mund-Na-

se-Bedeckung zu tragen. Abstände sind 
einzuhalten. Bei Bedarf wird der Zutritt 
der Öffentlichkeit unter Umständen auf 
Verfahrensbeteiligte und Bietinteressen-
ten, die eine Bietsicherheit eingezahlt 
haben oder nachweisen können, be
schränkt werden. Vorrangig Zutritt zum 
Termin haben Verfahrensbeteiligte, Ver
treter der Presse. Dann haben Zutritt 
Interessenten, die die Bietsicherheit 
vorab nachweisen können (Überwei
sung/Scheck/Bankbürgschaft). Soweit 
nicht für alle Bietinteressenten Platz 
vorhanden ist, erfolgt der Zutritt nach 
zeitlichem Eintreffen vor Ort am Ter-
minstage. Dann für weitere Interes-
sierte.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Wohnungseigentums oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zube-
hörs entgegensteht, wird aufgefordert, 
vor der Erteilung des Zuschlags die 
Aufhebung oder einstweilige Einstel-
lung des Verfahrens herbeizuführen, 
widrigenfalls für das Recht der Verstei-
gerungserlös an die Stelle des verstei-
gerten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 18. Dezember 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Altona

Abteilung 323 1361

Terminsbestimmung
717 K 29/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag,  
18. Februar 2021, 10.00 Uhr, Bürgersaal 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 4, 22041 
Hamburg (Einlass ab 9.15 Uhr), öffent-
lich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Jenfeld. Gemar-
kung Jenfeld, Flurstück 782, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Anschrift Elfsaal 13, 1.008 
m², Blatt 2106 BV 1.

Objektbeschreibung/Lage laut An
gabe des Sachverständigen: Einfamili-
enhaus, Baujahr mutmaßlich um 1935, 
Wohnfläche geschätzt etwa 92 m², unge-
nehmigtes Nebengebäude. Das Haus 

Gerichtliche Mitteilungen
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wird vermutlich vom Eigentümer 
genutzt . Der Zutritt zum Grundstück 
und Gebäude wurde nicht ermöglicht . 
Der Verkehrswert entspricht dem Bo-
denwert abzüglich Freilegungskosten .

Verkehrswert: 450 .000,– Euro .

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
301 oder 308, montags, dienstags, don-
nerstags und freitags von 9 .00 Uhr bis 
12 .00 Uhr eingesehen werden . Mitt-
wochs keine Sprechzeiten . Telefon: 
040 / 4 28 81 - 21 50 / - 21 63 . Infos auch im 
Internet unter www .zvg .com .

Der Versteigerungsvermerk ist am 
20 . Dezember 2019 in das Grundbuch 
eingetragen worden .

Zusätzlicher wichtiger Hinweis 
aufgrund der Corona-Pandemie: Ein-
lass in den Saal ab 9 .15 Uhr . Nach dem 
derzeitigen Stand besteht im Bürgersaal 
Maskenpflicht . Eine geeignete Mund-
Nasen-Bedeckung ist mitzubringen 
und innerhalb des Gebäudes zu tragen . 
Die vorgeschriebenen Mindestabstände 
sind einzuhalten . Die Saalkapazität ist 
begrenzt . Unter Umständen werden 
deshalb Bietinteressenten, die eine 
gesetzliche Bietsicherheit gemäß § 69 
ZVG vorweisen können, vorrangig ein-
gelassen .

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 

nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden .

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt .
Hamburg, den 18 . Dezember 2020

Das Amtsgericht
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 1362

Güterrechtsregister
Eintragungen:
28. Mai 2020

69 GR 198 . Dieter Richard Oswald 
Gartmann, geboren am 15 . März 1941 
und dessen Ehefrau Silke Monika gebo-
rene Fischer, geboren am 27 . März 
1946, Hamburg, haben durch Vertrag 
vom 11 . Mai 2020 die Aufhebung der 
Gütertrennung und den Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft vereinbart .

10. September 2020
69 GR 13980 . Peter Blohm, geboren 

am 23 . August 1967 und dessen Ehefrau 
Stefanie Simone, geborene Hesske, 
geboren am 17 . Februar 1969, Hamburg 
haben vereinbart: Der gesetzliche 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft 
ist durch einzelne Vereinbarungen im 
Ehevertrag vom 3 . Juni 2020 (Notarin 
Dr . Wagner UR .Nr . 707/2020) modifi-

ziert worden . Die Verfügungsbeschrän-
kungen der §§ 1365 und 1369 BGB wur-
den ausgeschlossen und finden für 
beide Ehegatten keine Anwendung .

8. Oktober 2020

69 GR 13981 . Gerhard Melchert, 
geboren am 25 . Juni 1943 und dessen 
Ehefrau Rositta, geborene Knak, gebo-
ren am 23 . Juni 1946, Hamburg, haben 
durch Vertrag vom 8 . Juli 2020 die Auf-
hebung der Gütertrennung und den 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft 
vereinbart .

19. Oktober 2020

69 GR 13982 . Otto Erwin Zimmer-
mann, geboren am 8 . Oktober 1928 und 
dessen Ehefrau Maria Elisabeth, gebo-
rene Michalski, geboren am 18 . Mai 
1930, Trittau, haben durch Vertrag vom 
28 . September 2020 die Aufhebung der 
Gütertrennung und den Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft vereinbart .

03. Dezember 2020

69 GR 13983 . Melanie Heiming, 
geboren am 8 . Februar 1969 und deren 
Ehefrau Teresa Adriana, geborene 
Funke, geboren am 21 . September 1973, 
Hamburg, haben durch Vertrag vom 16 . 
Januar 2020 Gütertrennung vereinbart .

10. Dezember 2020

69 GR 7109 . Klaus Hennings, gebo-
ren am 6 . April 1953 und dessen Ehe-
frau Astrid, geborene Mißfeldt, geboren 
am 26 . August 1953, Hamburg, haben 
durch Vertrag vom 12 . November 2020 
die Aufhebung der Gütertrennung und 
den Güterstand der Zugewinngemein-
schaft vereinbart . 

Das Amtsgericht, Abt . 69
1363

Herausgegeben von der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff – Telefon: 23 51 29-0 – Telefax: 23 51 29 - 77.

Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– EUR. Einzelstücke je angefangene
vier Seiten 0,26 EUR (Preise einschließlich Mehrwertsteuer).

Lütcke & Wulff OHG, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg
ZKZ C 1160, PVSt, Entgelt bezahlt, 

Rondenbarg 8, 22525 Hamburg

2568


